
Suchergebnisse: Einmischung

Juni 1834 – Auseinandersetzungen um die Umbaufinanzierung

München-Graggenau * Monatelang ziehen sich die Auseinandersetzungen um die

Umbaufinanzierung des Palais Toerring-Jettenbach hin. Die Ministerien haben wegen der

Unzweckmäßigkeit und Unglaubwürdigkeit des Projekts erheblich Vorbehalte. Der teuere Vorbau

bringt kaum einen Zugewinn an Raum und ist außerdem durch mangelnde Belichtung nur sehr

schlecht nutzbar. Was also soll die entstehenden Kosten rechtfertigen?    Schon deshalb holen

die befassten Ministerien einen Gegenentwurf des Maurermeisters Höchl ein, der anstelle der

Bogenhalle eine einfache Fassade vorsieht. Doch das steht den Interessen des Königs diametral

entgegen. Ludwig I. geht es einzig und alleine um die Gestaltung der Fassade, die er von den

Wohnräumen seines Schlosses aus zu sehen bekommt.     Einen letzten Vermittlungsversuch

unternehmen die Minister Maximilian Emanuel Freiherr von Lerchenfeld und Friedrich August

Freiherr von Gise im Juni 1834. Wenn der König schon nicht auf den kostspieligen

Arkadenvorbau verzichten will, soll er dessen Errichtung doch durch einen Zuschuss aus seinen

Mitteln unterstützen, „damit, wenn in künftiger Ständeversammlung dieser Bau zur Sprache

kommt und dem Ministerium zum Vorwurf gemacht wird, es habe denselben mit

Vernachlässigung des Raums nur im Sinne architektonischer Schönheit geführt, alle Klagen

einzelner Mitglieder der Ständeversammlung dadurch beseitigt werden können“.    Der König

reagiert rigoros, selbstherrlich und schroff: „Die Stände über Fassaden von Gebäuden zu hören

ist der Verfassung nicht gemäß. Einmischung derselben in die Administration leide ich nicht.

Dieses ist Mein letztes Wort in Betreff dieses Gegenstandes.“ Da der

Generalpostadministrator Lippe nichts weiter als ein opportunistischer Erfüllungsgehilfe des

Königs ist, genügt ein Machtwort und die Postdirektion bezahlt den gesamten Umbau des Palais -

einschließlich der nicht nur unbrauchbaren, sondern für ihre Belange geradezu unfunktionalen

Säulenhalle - aus dem eigenen Haushalt.

25. Juli 1914 – Die Serben antworten auf das österreichisch-ungarische Ultimatum

Wien - Belgrad - Petersburg * Die Serben antworten - in Abstimmung mit ihren Bündnispartner

Russland - am Abend auf das österreichisch-ungarische Ultimatum und versprechen, dass

nahezu alle Forderungen erfüllt werden würden. Lediglich die Untersuchung des Attentats durch

eine Kommission unter österreichischer Aufsicht - bei jederzeitiger Einmischung - lehnen sie ab.   

Die Entente-Verbündeten Frankreich, England und Russland bewerten die serbische Antwort als
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ein weitgehendes Entgegenkommen. Österreich-Ungarn weist die Botschaft aber als

„ungenügend“ und „vom Geist der Unaufrichtigkeit erfüllt“ zurück. Und die deutsche Regierung

unterstützt diese Sichtweise. 

9. November 1918 – Innenminister Auer gegen Einmischungsversuche der Räte

München * In einer Bekanntmachung des Innenministers Erhard Auer wird erläutert, dass „bis auf

weiteres die sämtlichen Stellen, die bisher mit der Versorgung der Bevölkerung sowie mit der

Überwachung und Regelung des Verkehrs mit Gegenständen des notwendigen Lebensbedarfs

betraut waren, weiter arbeiten“.    Nur diese offiziellen Stellen dürfen entsprechende

Anordnungen erlassen und durchführen. „Unberechtigte Einmischung Dritter wird nicht geduldet

werden.“ Das richtet sich eindeutig gegen Einwirkungsversuche der Räte. 

25. Februar 1919 – Alle bürgerlichen Zeitungen können wieder erscheinen

München * Alle bürgerlichen Zeitungen können wieder erscheinen, allerdings bis zum 15. März

unter einer - mäßig strengen - Vorzensur. In den Münchner Neuesten Nachrichten, der

Münchener Zeitung und der München-Augsburger Abendzeitung wird an prominenter Stelle ein

vom Zentralrat vorformulierter Artikel veröffentlicht, der sich „gegen jede Reichseinmischung in

bayerische Verhältnisse“ verwahrt. 
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